
Regierungsrat des Kantons Schwyz

6431 Schwyz, Postfach 1260

per E-Mail
Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement (EJPD)
3003 Bern

ipr@bj.admin.ch

Schwyz, 3. Februar 2026

Genehmigung und Umsetzung des Haager Unterhaltsübereinkommens und -protokolls von 2007 und
des Bundesgesetzes zur Verbesserung der nationalen Inkassohilfe bei familienrechtlichen Unter-
haltsansprüchen
Vernehmlassung des Kantons Schwyz

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 29. Oktober 2025 hat das Eidgenössische Justiz und Polizeidepartement (EJPD)
den Kantonsregierungen die Unterlagen zur Genehmigung und Umsetzung des Haager Unterhalts-
übereinkommens und -protokolls von 2007 und des Bundesgesetzes zur Verbesserung der nationa-
len Inkassohilfe bei familienrechtlichen Unterhaltsansprüchen zur Vernehmlassung bis 13. Februar
2026 unterbreitet.

Im Kanton Schwyz ist die Inkassohilfe in der Zuständigkeit der Gemeinden. Der Vollzug wurde der
Sozialversicherungsanstalt Schwyz (SVA Schwyz) übertragen und dort zentralisiert. Wir unterstützen
die Genehmigung und Umsetzung des Haager Unterhaltsübereinkommens und -protokolls von 2007
sowie des Bundesgesetzes zur Verbesserung der nationalen Inkassohilfe bei familienrechtlichen Un-
terhaltsansprüchen.

Unsere Kontaktperson ist der Vorsitzende der Geschäftsleitung der SVA Schwyz, Peter Geisser:
peter.geisser@sva-sz.ch.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Herr Bundesrat, unse-
rer vorzüglichen Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates:

Michael Stähli  Dr. Mathias E. Brun
Landammann  Staatsschreiber

Kopie an:
– die Schwyzer Mitglieder der Bundesversammlung


